
Lausanne, 28. September 2021

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteile (5A_927/2020, 5A_656/2019, 5A_701/2020)

Schutz vor ungerechtfertigter Betreibung

Das  Bundesgericht  äussert  sich  in  drei  Entscheiden  zur  Tragweite  der  2019  neu
eingeführten  Gesetzesbestimmung für  zusätzlichen  Schutz  vor  ungerechtfertigten
Betreibungen.

Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  (SchKG)  sieht  verschiedene
Möglichkeiten vor, wie man sich vor ungerechtfertigten Betreibungen schützen und seine
Kreditwürdigkeit verteidigen kann. In Umsetzung der parlamentarischen Initiative Abate
wurde  per  1.  Januar  2019  ein  zusätzlicher  Rechtsbehelf  (Artikel 8a  Absatz 3  littera d
SchKG) eingeführt, mit dem verhindert werden kann, dass das Betreibungsamt Dritten
Auskunft  über  eine Betreibung gibt.  Die  betroffene Person,  also  der  Schuldner,  kann
dazu zunächst nach Ablauf von drei Monaten seit der Zustellung des Zahlungsbefehls
beim  Betreibungsamt  ein  Gesuch  um  Nichtbekanntgabe  der  Betreibung  stellen.  Der
Gläubiger  muss  sodann  innert  einer  vom  Betreibungsamt  angesetzten  Frist  von  20
Tagen den Nachweis erbringen, dass er rechtzeitig ein Verfahren zur Beseitigung des
vom Schuldner erhobenen Rechtsvorschlages eingeleitet hat. Erbringt er den Nachweis
nicht, gibt das Betreibungsamt Dritten von der Betreibung keine Kenntnis. 

Das Bundesgericht hat in drei Urteilen Fragen zur Tragweite dieser Neuregelung geklärt.

Im ersten Fall  (5A_656/2019  ;  BGE 147 III  41  )  erhob eine betriebene Frau Rechtsvor-
schlag  gegen  die  eingeleitete  Betreibung.  Die  Gläubigerin  stellte  in  der  Folge  ein
Gesuch um Rechtsöffnung, das jedoch erfolglos blieb. Die Betriebene gelangte ans Be-

CH-1000 Lausanne 14

Korrespondenznummer 211.1/27_2021

B u n d e s g e r i c h t

T r i b u n a l  f é d é r a l

T r i b u n a l e  f e d e r a l e  

T r i b u n a l  f e d e r a l

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://23-08-2021-5A_927-2020&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2021&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=147+III+41&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-III-41%3Ade&number_of_ranks=1&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://22-06-2020-5A_656-2019&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://23-07-2021-5A_701-2020&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://22-06-2020-5A_656-2019&lang=de&zoom=&type=show_document


treibungsamt und ersuchte um Nichtbekanntgabe der Betreibung, was abgelehnt wurde.
Das Bundesgericht hat die Beschwerde der betriebenen Frau abgewiesen. Gemäss der
parlamentarischen Debatte zur neuen Regelung soll eine Betreibung Dritten dann nicht
mitgeteilt  werden, wenn der Gläubiger "keine Anstalten macht",  die Betreibung fortzu-
führen. Die massgebliche Ernsthaftigkeit des Gläubigers sollte lediglich daran gemessen
werden, ob er ein Verfahren zur Beseitigung des Rechtsvorschlages einleitet. Das Bun-
desgericht  kommt aufgrund von diesem und von weiteren Auslegungselementen zum
Schluss,  dass  das  Unterliegen  des  Gläubigers  im  Rechtsöffnungsverfahren  keinen
Grund für die Nichtbekanntgabe der Betreibung ist.

Im zweiten Fall (5A_701/2020  ) erhob ein Schuldner ebenfalls Rechtsvorschlag in der für
die Forderung eingeleiteten Betreibung. Später bezahlte er den verlangten Betrag und
ersuchte anschliessend das Betreibungsamt um Nichtbekanntgabe der Betreibung. Das
wurde abgewiesen. Das Bundesgericht bestätigte auch diesen Entscheid. Im Parlament
wurde betont, dass vor Einführung der neuen Regelung eine Betreibung nicht aus dem
Register gelöscht wurde, wenn die Forderung im Verlauf des Betreibungsverfahrens be-
zahlt wurde; daran solle sich durch die neue Bestimmung nichts ändern.

Der dritte Fall (5A_927/2020  ) ergab sich aus der Fortsetzung des ersten: Nachdem die
Gläubigerin  im  Rechtsöffnungsverfahren  unterlegen  war,  blieb  sie  über  ein  Jahr  lang
untätig, womit ihr Recht auf Fortsetzung der Betreibung erlosch (Artikel 88 SchKG). Die
betriebene Frau gelangte danach wiederum ans Betreibungsamt und ersuchte  erneut
um  Nichtbekanntgabe  der  Betreibung,  was  ihr  auch  dieses  Mal  verwehrt  wurde.  Zu
Recht, wie das Bundesgericht bestätigt. Weder der Wortlaut, noch die Entstehungsge-
schichte  der  neuen  Norm  lassen  den  Schluss  zu,  dass  die  betriebene  Person  das
Gesuch um Nichtbekanntgabe erst  nach Ablauf  eines Jahres stellen könnte.  Weil  der
Gläubiger nach Ablauf der Frist von Artikel 88 SchKG gar nicht mehr reagieren kann, ist
das Vorgehen nach Artikel 8a Absatz 3 littera d SchKG unter diesen Umständen nicht
geeignet,  um zwischen gerechtfertigten und ungerechtfertigten Betreibungen zu unter-
scheiden und das Betreibungsregister daher offen zu halten. Die neu geschaffene Mög-
lichkeit, die Bekanntgabe einer Betreibung zu begrenzen, kann in diesem Rahmen als
sachgerechte und angemessene Antwort auf ungerechtfertigte Betreibungen verstanden
werden.  Zudem sieht  das Zwangsvollstreckungsrecht  für  den Schuldner  weitere Mög-
lichkeiten vor, um sich zu schützen und seine Kreditwürdigkeit zu verteidigen.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Die Urteile sind ab 28. September 2021 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Rechtspre-
chung > Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 5A_927/2020  , 5A_656/2019   
oder 5A_701/2020   eingeben.
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